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2. Inkorporationsüberwachung
(Incorporation monitoring)

Bearbeitet vom Bundesamt für Strahlenschutz, Fachbereich Angewandter Strahlenschutz,
Oberschleißheim

Bei Personen, die radioaktive Stoffe in offener Form handhaben, kann gemäß §§ 40 und 41 StrlSchV (neu)
eine Inkorporationsüberwachung erforderlich sein. Erfordernis und Verfahren dieser Inkorporationsüberwa-
chung werden in der "Richtlinie für die physikalische Strahlenschutzkontrolle geregelt, die z. Zt. an die neue
Strahlenschutzverordnung angepasst wird.

Die Inkorporationskontrolle geschieht in der Regel durch direkte Messung der Körperaktivität oder durch
Messung der Aktivität der Ausscheidungen. In der Richtlinie wird zwischen regelmäßigen Inkor-
porationsmessungen und solchen aus besonderem Anlass unterschieden.

Ganzkörpermessungen

Bei der Inkorporationsüberwachung durch Ganzkörpermessung wird nur die zum Zeitpunkt der Messung
im Körper vorhandene Aktivität eines radioaktiven Stoffes ermittelt. Die Aktivitätszufuhr ist daraus unter Be-
achtung des Zufuhrweges und des biologischen Verhaltens der chemischen Verbindung, in der der radio-
aktive Stoff vorliegt, zum Zeitpunkt der Inkorporation zu berechnen. Solange das Messergebnis der Ganz-
körpermessung im Prozentbereich des Jahresaktivitätszufuhr-Wertes für das Radionuklid oder darunter
liegt, kann zur Bewertung das Messergebnis der Ganzkörpermessung mit dem Jahresaktivitätszufuhr-Wert
verglichen werden.

Ausscheidungsmessungen

Ausscheidungsanalysen werden durchgeführt, wenn die Bestimmung der Körperaktivität durch Ganzkör-
permessungen aus physikalischen Gründen nicht möglich ist. Dies ist der Fall bei der Inkorporation �- und
�-strahlender Nuklide, die keine oder nur eine geringe begleitende �-Strahlung aufweisen. Hierzu gehören
�-Strahler wie Tritium, Kohlenstoff-14, Phosphor-32, Schwefel-35, Calcium-45, Strontium-90, Prome-
thium-147 sowie �-Strahler wie natürliches Thorium und Uran, Uran-233, Uran-235, Plutonium-238 und
Plutonium-239.

Aus dem von der Inkorporationsmessstelle in Ausscheidungen bestimmten Gehalt an radioaktiven Stoffen
kann die Körperaktivität zum Zeitpunkt der Messung und in vielen Fällen daraus die zugeführte Aktivität be-
stimmt werden. Voraussetzung für die Abschätzung der zugeführten Aktivität sind geeignet gewählte Un-
tersuchungsintervalle. Bei der regelmäßigen Inkorporationsüberwachung sind für die Festlegung der
Untersuchungsintervalle die in der Strahlenschutzverordnung angegebenen Grenzwerte der Jahresaktivi-
tätszufuhr für Inhalation und Ingestion, die physiologische Transportierbarkeit der inkorporierten Nuklidver-
bindungen und die Nachweisgrenzen der angewandten analytischen Verfahren zu berücksichtigen. Bei der
Überwachung aus besonderem Anlass, die nur im Bedarfsfall erfolgt, wird das Untersuchungsprogramm
dem Einzelfall so angepasst, dass Höhe und Verlauf der Körperaktivität abgeschätzt werden können.

Das Rechenverfahren zur Bestimmung der aus einer Inkorporation radioaktiver Stoffe resultierenden Strah-
lendosis ist in der Richtlinie für die Ermittlung der Körperdosen bei innerer Strahlenexposition (Berech-
nungsgrundlage) angegeben.

Die Ergebnisse der Inkorporationsüberwachung werden bei den Messstellen gemäß § 42 StrlSchV mindes-
tens 30 Jahre aufbewahrt. Gemäß § 112 StrlSchV (neu) sind sie dem Strahlenschutzregister des BfS zu
übermitteln. Das Strahlenschutzregister hat zum Ende des Jahres 2001 die Vorgaben für die Übermittlung
der Überwachungsdaten verbindlich festgesetzt. Ab dem Jahr 2002 werden die Inkorporationsmessstellen
damit beginnen, Überwachungsergebnisse an das Strahlenschutzregister zu übermitteln.


